

PRESSE-
INFORMATION

26/00


27.10.2000

Gerhard Hess:
Verkehrsinvestitionen: Bayernquote unfair
Bauindustrie fordert 534 Millionen

(bbiv) München. Die Bayerische Bauindustrie sieht Bayern beim Einsatz von UMTS-Zinsersparnissen für den Ausbau von Ortsumgehungen unterdurchschnittlich bedacht. Bayern hat einen Flächenanteil an Deutschland von 19,8 Prozent. Zuweisungen in Höhe von nur 14 Prozent der verfügbaren Mittel können dem Bedarf nicht gerecht werden. Gerhard Hess, Hauptgeschäftsführer des Bayerischen Bauindustrieverbandes: „Die für Bayern vorgesehenen zusätzlichen Mittel von 378 Millionen DM sind wichtig, reichen aber bei weitem nicht aus, um auch nur die drängendsten Probleme auf Bayerns Autobahnen zu lösen. Nach der Fläche stünden Bayern 534 Millionen DM zu. Die Politik muss nachlegen.“

Durch die Konzentration der neuen Mittel auf Ortsumgehungen würden die überregionalen Bündelungsachsen für den Ost-West-Verkehr weiter vernachlässigt, die großen Verkehrsprobleme blieben offen. Das gälte insbesondere für Bau und Ausbau der A 3, A 6, A 8 und A 94. Für den Lückenschluss Amberg-Lohma an der A 6 etwa blieben nur 10 Millionen, bei einem Bedarf von 600 Millionen DM – das seien „Peanuts“. Für die Bauindustrie ist das Anlass, ihre Forderung nach privater Realisierung des Autobahnbaus zu wiederholen. Für die A 6 empfiehlt sie das von der Europäischen Investitionsbank eingebrachte Modell einer sogenannten Schattenmaut.

Hess wörtlich: „Durch die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit wird die Verkehrsinfrastruktur Deutschlands einseitig auf Berlin zugeschnitten. Die transeuropäischen Ost-West-Verbindungen im Süden der Republik bleiben unterentwickelt, der Föderalismus bleibt auf der Strecke. Diesen Fehler kann sich Deutschland im Zeitalter des zusammenwachsenden Europas nicht weiter leisten.“
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